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Lagebericht

Die Mittelbadische Baugenossenschaft eG (im 
folgenden GEMIBAU genannt) ist das größte 
Wohnungsbauunternehmen im mittelbadischen 
Raum mit Sitz in Offenburg. Gegründet wurde 
die Genossenschaft am 18.01.1951 in den Nach-
kriegsjahren vor allem um Heimatvertriebenen 
günstigen Wohnraum bereitzustellen. Eingetra-
gen wurde die Genossenschaft am 19.10.1951 im 
Genossenschaftsregister GnR 390023 am Amts-
gericht Freiburg.

Gegenstand der GEMIBAU sind die Errichtung 
und Bewirtschaftung sowie der Erwerb und 
die Betreuung von Bauten in allen Rechts- und  
Nutzungsformen. Kerntätigkeitsfeld ist die Er-
richtung und Vermietung von Wohnungen und 
Häusern im mittelbadischen Raum.

Das Geschäftsfeld der GEMIBAU liegt in der  
Bewirtschaftung der genossenschaftseigenen 
ca. 2800 Wohnungen, die sich entlang des Ober-
rheins von Herbolzheim im Süden bis Achern im 
Norden mit deutlichen Schwerpunkten in Offen-
burg (ca. 1600 Wohnungen) und Lahr (über 800 
Wohnungen) erstrecken. Darüber hinaus erstellt 
die GEMIBAU Mietwohnungen für den Eigen- 
bestand, betreibt Bauträgergeschäft und verwal-
tet knapp 900 Wohnungen für Dritte. 

Gemäß Satzung in der Fassung vom 19.08.2021 
ist der Zweck der Genossenschaft die Förderung 
ihrer Mitglieder vorrangig durch eine gute und 
sichere und sozial verantwortbare Wohnungs-
versorgung. 

Die Mitglieder der GEMIBAU sind Anteilseigner 
und Nutznießer der Genossenschaft. Dabei ist 
die Höhe der Beteiligung des einzelnen Mitglieds 
unerheblich, da alle Mitglieder in der Genossen-
schaft die gleichen Rechte und Pflichten besitzen. 
Zum 01.01.2023 hatte die GEMIBAU 3777 Mitglie-
der (01.01.2022: 3751) und damit annähernd den 
gleichen Stand wie im Vorjahr; das Geschäfts-
guthaben betrug zum 01.01.2023 ca. 7,28 Mio. €. 
Zur Wahrung des genossenschaftlichen Gleich-
behandlungsgrundsatzes ist die Anzahl der zu 
zeichnenden Geschäftsanteile begrenzt.

Die Vertreterversammlung als oberstes Organ 
der Genossenschaft besteht aus 74 Mitgliedern. 
Satzungsgemäß begann die fünfjährige Amts-
zeit der 2019 neu gewählten Vertreter mit der 
Vertreterversammlung im Jahr 2020. 

Die Genossenschaft ist nicht an anderen Unter-
nehmen oder Gesellschaften beteiligt. 

 

I. Geschäftsmodell der Genossenschaft
Dem Ziel einer guten und sicheren Wohnungs-
versorgung kommt die Genossenschaft konti-
nuierlich nach, in dem sie erhebliche Beträge in 
ihren Wohnungsbestand investiert, neu baut und 
nachhaltig bewirtschaftet. Dabei wird darauf ge-
achtet, dass die Miete für breite Bevölkerungs-
schichten bezahlbar bleibt. So liegt das Miet-
niveau der Genossenschaft mit durchschnittlich 
5,72 €/m² deutlich unter den durchschnittlichen 
Marktmieten der lokalen Standorte. 

Der 2020 in Offenburg eingeführte qualifizierte 
Mietspiegel wurde zum 01. Juni 2022 mittels  
Verbraucherpreisindex fortgeschrieben mit einer  
Geltungsdauer bis zum 31. Mai 2024. Er führte 
zu einer Erhöhung von 3,9%. Damit ergab sich 
gemäß Mietspiegel ein neuer Durchschnittswert 
in Höhe von 7,48 €/m² (+ 0,28 €/m²). Rund 97% (!) 
der Mietwohnungen der GEMIBAU liegen unter 
diesem Wert. 

Weiteres Ziel der Genossenschaft ist die Errei-
chung positiver bzw. ausgeglichener Ergebnisse, 
um den Wohnungsbestand weiterhin nachhaltig 
zu entwickeln und die langfristige Vermietbarkeit 
zu gewährleisten. Die strategische Ausrichtung 
der Genossenschaft ist eine klare Kunden- bzw. 
Mieterorientierung, eine gute Vermietungs-
quote und damit geringe Fluktuation sowie eine 
kontinuierliche Verbesserung der Aufbau- und 
Ablauforganisation. Schwerpunkte liegen in der 
Verbesserung der Instrumente für die Unter-
nehmenssteuerung und die Durchführung von 
Weiterbildungsmaßnahmen sowie dem kontinu-
ierlichen Ausbau der IT-Struktur. Die 2020 durch-
geführte Migration der EDV in eine cloudbasierte 
Lösung konnte problemlos umgesetzt werden 
und garantiert eine hohe IT-Sicherheit.

Seit Mitte 2021 befindet sich die GEMIBAU in 
ihrer neuen Geschäftsstelle am Rande der Alt-
stadt. Der Umzug in den Neubau hat sich gut 
bewährt. Die Bürostrukturen, Arbeitsabläufe 
und Kommunikationswege konnten deutlich ver-
bessert werden. Insgesamt bestehen eine hohe 
Mitarbeiterzufriedenheit und Arbeitsmotivation.

Ende 2021 wurde mit drei Bauträgermaßnahmen 
und zusammen 72 Wohnungen in Offenburg 
begonnen (Lihlstraße 44 WE, Maria-Juchacz-
Straße 18 WE, Louis-Pasteur-Straße 10 WE). Die 
Realisierung der Projekte erfolgte kontinuierlich 
trotz Liefer- und Materialschwierigkeiten. Zwei 
Projekte (Maria-Juchacz-Straße und Louis-Pas-
teur-Straße) werden bis Mitte 2023 fertiggestellt, 
das dritte Projekt bis Anfang 2024. Der Verkauf 
der Wohneinheiten entwickelte sich gut.

Auch in den kommenden Jahren wird die Genos-
senschaft wie in den Vorjahren erheblich in die 
Modernisierung des Bestandes investieren unter 
Berücksichtigung der Entwicklung der Alters-
struktur der Mitglieder. 

Hauptziel der Genossenschaft bleibt es, dauer-
haft bezahlbaren Wohnraum für breite Schichten 
der Bevölkerung anzubieten. Deshalb arbeiten 
wir in guter Zusammenarbeit gemeinsam mit 
unseren externen Partnern, den Städten der  
Ortenau und den lokalen Akteuren. Sie sind 
wichtige Bausteine für die Entwicklung und Sta-
bilisierung unseres Wohnungsbestandes und 
ein Beitrag zur Förderung unserer Mitglieder.

II. Ziele und Strategie
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Die gesamtwirtschaftliche Lage in Deutschland 
war im Jahr 2022 vor allem geprägt von den 
Folgen des Krieges in der Ukraine, zu denen ex-
treme Energiepreiserhöhungen zählten. Hinzu 
kamen dadurch verschärfte Material- und Liefer-
engpässe, massiv steigende Preise für weitere 
Güter wie beispielsweise Nahrungsmittel und 
Baustoffe sowie der Fachkräftemangel und die 
andauernde, wenn auch im Jahresverlauf nach-
lassende Corona-Pandemie. Trotz dieser nach 
wie vor schwierigen Bedingungen konnte sich 
die deutsche Wirtschaft im Jahr 2022 insgesamt 
gut behaupten. 

Im Frühjahr 2022 wurden fast alle Corona-
Schutzmaßnahmen aufgehoben. Dies trug zu-
nächst zur Erholung der deutschen Wirtschaft 
bei. Mit dem Angriff Russlands auf die Ukraine 
Ende Februar und den in der Folge extrem stei-
genden Energiepreisen wurde der Aufschwung 
gebremst. Lieferengpässe und stark anziehende  
Einfuhr- und Erzeugerpreise erschwerten die 
Lage weiter. Die Inflationsrate stieg so hoch wie 
noch nie seit der deutschen Wiedervereinigung. 
In der Folge kam die konjunkturelle Erholung 
Deutschlands ins Stocken. 

Im Jahresmittel 2022 war das preisbereinigte 
Bruttoinlandsprodukt nach ersten Berechnun-
gen des Statistischen Bundesamtes um 1,9% hö-
her als im Vorjahr. Im Vergleich zum Jahr 2019, 
dem Jahr vor der Corona-Pandemie, war das 
BIP preisbereinigt um 0,7% höher. Die deutsche  
Wirtschaft hat sich damit weiter vom tiefen Ein-
bruch im ersten Corona-Krisenjahr erholt und das  
Vorkrisenniveau erstmals wieder übertroffen. 

Die derzeitig konjunkturelle Entwicklung ist mit 
hohen Risiken behaftet: Im Krieg in der Ukraine 
gibt es keine Anzeichen für eine schnelle Lösung. 
Die Bemühungen, die wirtschaftlichen Beziehun-
gen zwischen der Europäischen Union (EU) und 
der Russischen Föderation zu trennen, dauern 
an. Dies belastet sowohl die russische Wirtschaft 
als auch die aller EU-Mitgliedstaaten. Eine lang-
fristige Unterbrechung der Erdgaslieferungen 
aus Russland werden die Erdgaspreise vermut-
lich weiter in die Höhe treiben, aber zumindest 
auf einem hohen Niveau halten. 

Weiterhin besteht das Risiko, dass die inflatio-
nären Tendenzen noch länger anhalten. Zwar 
wird für die kommenden beiden Jahre eine 
Abkühlung der Inflation prognostiziert, doch 
könnten weitere Schocks bei den Energie- und 
Lebensmittelpreisen die Gesamtinflation länger 
hochhalten. Dies könnte sich auch auf die Kern-
inflation auswirken und somit eine restriktivere 
geldpolitische Reaktion rechtfertigen.

Der hohe Preisauftrieb wird die verfügbaren  
Realeinkommen der privaten Haushalte sinken 
lassen und damit die Konsumkonjunktur ab-
kühlen. Erst gegen Jahresende 2023 dürften 
die Einkommen wieder stärker zulegen als die  
Preise. Hohe Tarifabschlüsse dürften dann so-
wohl die Kaufkraft als auch die Lohnkosten merk-
lich steigern. Die Nachfragen nach Waren und 
Dienstleistungen, die in den Jahren 2023/2024 
auch durch die breit angelegten staatlichen Ent-
lastungsmaßnahmen gestützt werden, dürften 
dann wieder auf einen Wachstumskurs zurück-
kehren. 

Die Vorausschätzungen der Wirtschafts- 
forschungsinstitute zur Wachstumsrate des 
Bruttoinlandsproduktes im laufenden Jahr 2023 
bewegen sich in einer Spannweite von -0,8% bis 
0,3%. Nach einem schwierigen Winterhalbjahr 
dürfte die deutsche Wirtschaft in der zweiten 
Jahreshälfte wieder mehr Schwung aufnehmen. 
Insgesamt erwarten aber nahezu alle Institute im 
laufenden Jahr eine leichte Rezession. Die deut-
sche Wirtschaft dürfte im Jahresmittel um 0,3% 
schrumpfen.

Die konjunkturelle Entwicklung verlief 2022 in 
den einzelnen Wirtschaftsbereichen sehr unter- 
schiedlich: Einige Dienstleistungsbereiche pro-
fitierten nach dem Wegfall nahezu aller Coro-
na-Schutzmaßnahmen von Nachholeffekten.  
Besonders stark zulegen konnten die Sonstigen 
Dienstleister, zu denen auch die Kreativ- und 
Unterhaltungsbranche zählt (+6,3%). Auch die 
Wirtschaftsbereiche Verkehr und Gastgewerbe 
profitierten von der Aufhebung der Schutzmaß-
nahmen. Diese beiden Bereiche sorgten für ein 
kräftiges Plus im zusammengefassten Wirt-
schaftsbereich Handel, Verkehr und Gastgewer-
be (+4,0%). 

III. Gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
und Geschäftsverlauf

Die Bruttowertschöpfung im Handel ging dage-
gen zurück, nachdem sie im Vorjahr noch ge-
stiegen war. Der Bereich Information und Kom-
munikation knüpfte an seine langjährige, nur 
im ersten Corona-Jahr 2020 gebremste Wachs-
tumsgeschichte an und verzeichnete ebenfalls 
einen deutlichen Zuwachs (+3,6%).

Im Baugewerbe brach die Wirtschaftsleistung 
deutlich ein, nachdem bereits im Vorjahr durch 
die steigenden Baukosten und Materialengpässe 
die Bruttowertschöpfung im Bau leicht zurück-
gegangen war. Material- und Fachkräftemangel, 
hohe Baukosten und zunehmend schlechtere 
Finanzierungsbedingungen führten zu einer 
spürbaren Investitionszurückhaltung und Stor-
nierungen. Die Bruttowertschöpfung in der Bau-
wirtschaft ging im Jahresmittel um 2,3% zurück.

Das produzierende Gewerbe ohne den Bausektor  
konnte gegenüber dem Vorjahr nicht zulegen 
(0,0%) und verfehlte damit das Corona-Vorkri-
senniveau deutlich um 3%. Aufgrund des mas-
siven Anstiegs der Energiepreise infolge des 
Kriegs in der Ukraine und einer drohenden Gas-
mangellage in Deutschland schrumpfte insbe-
sondere die Produktion in den energieintensiven 
Wirtschaftszweigen. Dazu gehören die Chemie- 
und Metallindustrie, die Herstellung von Papier 
und Pappe sowie die Herstellung von Glas, Kera-
mik und die Verarbeitung von Steinen und Erden. 
Hinzu kam generell, dass das verarbeitende Ge-
werbe in der ersten Jahreshälfte 2022 wie schon 
im Jahr 2021 unter gestörten internationalen 
Lieferketten litt. In der Folge konnte die Industrie 
ihre Aufträge nicht wie gewohnt abarbeiten.

Trotz schwierigem Umfeld zeigte sich der  
Arbeitsmarkt bislang von den wirtschaftlichen 
Herausforderungen der Energiekrise und der ho-
hen Inflation relativ unbeeindruckt. Die Erwerbs-
tätigkeit stieg 2022 sogar auf den bislang höchs-
ten Stand seit der Wiedervereinigung. Zwei 
Jahre zuvor, im Jahr 2020, hatte die Corona-Krise 
den zuvor über 14 Jahre anhaltenden Anstieg der 
Erwerbstätigenzahl zeitweilig beendet und zu  
einem Rückgang geführt. Im Jahr 2021 war die 
Erwerbstätigkeit nur leicht gewachsen.

Die Wirtschaftsleistung wurde im Jahr 2022 von 
durchschnittlich 45,6 Millionen Erwerbstätigen 
mit Arbeitsort in Deutschland erbracht. Das wa-
ren 1,3% oder 589.000 Personen mehr als im Jahr 
zuvor und so viele wie noch nie in Deutschland. 
Die Beschäftigung nahm im Jahr 2022 unter an-
derem durch die Zuwanderung ausländischer 
Arbeitskräfte, besonders aus der Ukraine, zu. 
Hinzu kam eine steigende Erwerbsbeteiligung 
der inländischen Bevölkerung, insbesondere von 
weiblichen und älteren Erwerbspersonen. Diese 
positiven Effekte überwogen den dämpfenden 
Effekt des demografischen Wandels. 

Entsprechend der positiven Beschäftigungslage 
ist die Zahl der Arbeitslosen im Jahresdurch-
schnitt 2022 um 195.000 Personen gesunken. 
Dies entspricht einem Rückgang um 7%. Die 
Arbeitslosenquote – bezogen auf alle zivilen  
Erwerbspersonen – betrug 5,3%. Im Jahr 2021  
hatte sie noch 5,7% erreicht. Insgesamt waren  
im Jahresdurchschnitt 2022 in Deutschland  
2.418.000 Menschen arbeitslos gemeldet. Rech-
net man die Staatsangehörigen aus der Ukrai-
ne heraus, ist die Arbeitslosigkeit jahresdurch-
schnittlich noch deutlich stärker um 297.000 
Personen bzw. 11% zurückgegangen.

Demografisch bedingt nimmt das Erwerbsperso-
nenpotenzial in Deutschland bereits seit länge-
rem ab. Der Trend einer alternden Bevölkerung 
bewirkt, dass sich mehr Personen in den Ruhe-
stand zurückziehen als neu in das Erwerbsleben 
eintreten. Nach Berechnungen des Institutes für 
Arbeitsmarkt und Berufsforschung (IAB) in Nürn-
berg schrumpfte das Erwerbspersonenpotenzial 
– die Alterung der Bevölkerung isoliert betrach-
tet – im Jahr 2022 und im Jahr 2023 jeweils um 
390.000 Arbeitskräfte. Dank der Zuwanderung 
profitiert Deutschland dagegen von einer stei-
genden Gesamtbeschäftigung.

Damit das Arbeitskräfteangebot in Deutschland 
auch in Zukunft nicht nennenswert schrumpft, 
müsste die Nettozuwanderung nach Modell-
rechnungen des IAB bis 2050 in einer Spanne 
von 346.000 Personen (bei extrem steigenden 
Erwerbsquoten) bis 533.000 Personen (bei realis-
tisch steigenden Erwerbsquoten) pro Jahr liegen.  
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War 2021 zunächst die weltweite Nachfrage nach 
Baustoffen, die mit Abflauen der Corona-Krise 
sprunghaft gestiegen war, ausschlaggebend für 
den erheblichen Preisdruck bei Baumaterialien, 
kamen durch den Krieg in der Ukraine weitere 
Lieferengpässe und eine enorme Verteuerung 
der Energiepreise hinzu. Die Preise für Bauma-
terialien stiegen im ersten Halbjahr 2022 durch-
weg in bisher nicht bekanntem Ausmaß. Seit Juli 
konnte bei einigen Materialien allerdings eine 
leichte Preisberuhigung beobachtet werden. 
Dies konnte die Steigerung der Vormonate aber 
nicht vollständig ausgleichen. Das Preisniveau 
liegt bei den meisten Baumaterialien noch deut-
lich über dem Vorjahresniveau und insbeson- 
dere über dem Niveau zu Jahresbeginn 2021.

Von der Preisberuhigung profitieren allerdings 
nicht alle Produkte. So belasten die stark ge-
stiegenen Energiekosten – der Erzeugerpreis für 
Energie lag im November 2022 um 65,8% über 
dem Vorjahresniveau – die in ihrer Produktion 
besonders energieintensiven Produkte, wie etwa 
Flachglas, nach wie vor: Deren Preis ist in den 
vergangenen Monaten regelrecht explodiert und 
lag im November um 56,4% über dem Vorjahr. 

Der Preisdruck schlug sich in nahezu allen Ge-
werken des Wohnungsbaus nieder. Im Jahres-
durchschnitt stiegen die Wohnungsbaupreise im 
Ausbaugewerbe mit 16,6% etwas stärker als die 
Rohbauarbeiten (16,1%). Den größten Anteil an 
den Rohbauarbeiten und auch am Gesamtindex 
für den Neubau von Wohngebäuden haben Be-
tonarbeiten und Mauerarbeiten. Betonarbeiten 
sind gegenüber 2021 um 18,3% teurer geworden, 
Mauerarbeiten um 12,2%. Für Dachdeckungs- 
und Dachabdichtungsarbeiten erhöhten sich die 
Preise um 19,6%. 

Bei den Ausbauarbeiten erhöhten sich vor allem 
die Preise für Tischlerarbeiten um 18,7%. Diese 
haben unter den Ausbauarbeiten den größten 
Anteil am Preisindex für Wohngebäude. Über-
durchschnittlich stiegen zudem die Preise für 
Verglasungsarbeiten (+21,2%), Metallbauarbei-
ten (+20,7%) und raumlufttechnische Anlagen 
(+17,8%). 

Das Jahr 2022 war durch eine starke Zuwande-
rung von Kriegsflüchtlingen aus der Ukraine 
geprägt. Nach vorläufiger Schätzung des Statis-
tischen Bundesamtes kamen 1,42 Millionen bis 
1,45 Millionen Personen mehr nach Deutschland 
als ins Ausland fortgezogen sind. Damit war die 
Nettozuwanderung 2022 über viermal so hoch 
wie im Vorjahr (2021: 329.163) und so hoch wie 
noch nie seit Beginn der Zeitreihe im Jahr 1950. 
Neben der starken Zuwanderung der Kriegs-
flüchtlinge aus der Ukraine hat aber auch die Zu-
wanderung von Menschen aus anderen Regio-
nen zugenommen. Aufgrund der fortdauernden 
Kriegssituation in der Ukraine ist auch im laufen-
den Jahr mit einer im historischen Vergleich eher 
hohen Nettozuwanderung von rund 650.000 Per-
sonen zu rechnen.

Trotz der hohen Nettozuwanderung ist der Fach-
kräftemangel in Deutschland immer mehr zum 
flächendeckenden Problem geworden, der na-
hezu alle Wirtschaftsbereiche und Regionen be-
trifft. So ermittelte das ifo-Institut im Rahmen 
seiner Konjunkturumfragen im Juli 2022, dass 
bei knapp 50% der Unternehmen in Deutschland 
die Geschäftstätigkeit vom Fachkräftemangel 
behindert wird. Das waren erheblich mehr als 
noch ein Quartal zuvor (43,6%) und so viele wie 
noch nie seit Beginn der Befragung. 

Langfristig gesehen zeigt der Verlauf, dass sich 
der Fachkräftemangel seit 2009 deutlich erhöht 
hat. Zwischen 2009 und 2011 stieg der Indikator 
von ca. 10% auf knapp 20% sichtlich an. Im April 
2018 erreichte der Indikator einen zwischenzeit-
lichen Höchststand von 36,2%, der mittlerweile 
deutlich übertroffen ist. Angesichts des demo-
grafischen Wandels dürfte Arbeitskräfteknapp-
heit auch in Zukunft eine große Herausforderung 
für die deutsche Wirtschaft darstellen. 

Auf der Nachfrageseite waren die privaten 
Konsumausgaben im Jahr 2022 die wichtigste 
Wachstumsstütze der deutschen Wirtschaft. Sie 
stiegen preisbereinigt um 4,6% im Vergleich zum 
Vorjahr und erreichten damit fast das Vorkrisen-
niveau von 2019. Grund hierfür waren Nachhol-
effekte im Zuge der Aufhebung fast aller Coro-
na-Einschränkungen im Frühjahr 2022. Dies wird 
besonders deutlich bei den Ausgaben für Beher-
bergungs- und Gaststättendienstleistungen im 

Inland (+45,4%). Auch im Bereich Freizeit, Unter-
haltung und Kultur gaben die privaten Haus- 
halte in Deutschland wieder mehr aus als noch 
vor einem Jahr (+13,2%).

Der in den ersten beiden Corona-Jahren boo-
mende Internet- und Versandhandel schwäch-
te sich hingegen im Jahr 2022 ab: Die privaten 
Haushalte kauften weniger online als im Jahr 
2021, aber immer noch deutlich mehr als vor 
der Corona-Pandemie. Niedriger als im Jahr zu-
vor waren auch die preisbereinigten Konsum-
ausgaben für Nahrungsmittel. Ursachen hierfür 
dürften zum einen die Aufhebung der Corona- 
Beschränkungen in der Gastronomie gewesen 
sein und zum anderen die besonders starken 
Preissteigerungen für Lebensmittel.

Weitere Wachstumsstützen waren 2022 die 
Ausrüstungsinvestitionen der Unternehmen in 
Maschinen, Geräte und Fahrzeuge. Der Staat 
gab deutlich mehr Geld aus, um die zahlreichen 
Schutzsuchenden aus der Ukraine und anderen 
Staaten zu unterstützen. Dagegen sanken die 
staatlichen Ausgaben zur Bekämpfung der Coro-
na-Pandemie, auch wenn weiterhin umfangreich 
Impfstoffe beschafft und finanziert wurden. In 
der Summe erhöhte sich der Staatskonsum um 
moderate 1,1%.

Immobilien- und Wohnungswirtschaft

Die Grundstücks- und Wohnungswirtschaft, die 
im Jahr 2022 rund 10,0% der gesamten Brutto-
wertschöpfung erzeugte, konnte ähnlich wie im 
Vorjahr um 1% zulegen, lediglich im ersten Co-
rona-Jahr 2020 war sie leicht um 0,5% gesunken.  
Für gewöhnlich erreicht die Wachstumsrate  
der Grundstücks- und Wohnungswirtschaft 
nur moderate Werte und ist zudem nur gerin-
gen Schwankungen unterworfen. Gerade diese  
Beständigkeit begründet die stabilisierende 
Funktion der Immobiliendienstleister für die 
Gesamtwirtschaft. Nominal erzielte die Grund-
stücks- und Immobilienwirtschaft 2022 eine 
Bruttowertschöpfung von 349 Milliarden EUR.

Die Bedeutung der Immobilienwirtschaft als 
Stabilitätsanker zeigt sich vor allem beim Ver-
gleich mit dem Vorkrisenjahr 2019: Trotz der 
Zuwächse in den vergangenen zwei Jahren hat 

die Wirtschaftsleistung Ende 2022 in einigen 
Wirtschaftsbereichen das Vorkrisenniveau noch 
nicht erreicht. So liegt das verarbeitende Ge-
werbe insgesamt noch mehr als 3% unter dem 
Vorkrisenniveau von 2019. Auch der Handel, das 
Gastgewerbe, der Verkehr sowie die sonstigen 
Dienstleistungen konnten noch nicht wieder an 
das Vorkrisenniveau anknüpfen. Die Bauwirt-
schaft, die relativ gut durch die Corona-Krise 
gekommen war, rutschte dagegen erst mit dem 
Jahr 2022 unter den Vorkrisenstand.

Die Bauinvestitionen brachen 2022 nach sechs 
Jahren mit teilweise deutlichen Zuwächsen 
spürbar ein und zwar sowohl im Wohnungs- wie 
auch im Gewerbehochbau. Allein der Tiefbau 
konnte 2022 noch etwas zulegen. Zunehmende 
Auftragsstornierungen gewerblicher und pri-
vater Bauvorhaben im Zuge andauernd hoher 
Baupreise sowie steigende Bauzinsen verstärk-
ten den negativen Trend der Bauinvestitionen im 
Jahresverlauf 2022. Im Jahresmittel gingen die 
Bauinvestitionen um 1,6% zurück.

Sowohl die allgemeinen Lebenshaltungskos-
ten als auch die Baupreise haben im Laufe des 
Jahres 2022 hohe Steigerungsraten verzeichnet. 
Die Inflationsrate in Deutschland – gemessen als 
Veränderung des Verbraucherpreisindex (VPI) 
zum Vorjahresmonat – erreichte im Oktober 
2022 mit 10,4% einen historischen Höchststand 
im wiedervereinigten Deutschland. Zum Jahres-
ende schwächte sich die Preissteigerung leicht 
ab, blieb aber auf einem sehr hohen Stand. Im 
Jahresmittel haben sich die Verbraucherpreise 
in Deutschland um 7,9% erhöht. Die historisch 
hohe Jahresteuerungsrate wurde vor allem 
von den extremen Preisanstiegen für Energie- 
produkte und Nahrungsmittel seit Beginn des 
Kriegs in der Ukraine getrieben. Im Jahr 2021 
hatte die Inflation noch bei 3,1% gelegen.

Die Preise für den Neubau von Wohngebäu-
den in Deutschland sind im November 2022 um 
16,9% gegenüber dem Vorjahresmonat angestie-
gen. Im Jahresmittel lag die Preissteigerung nur 
leicht niedriger bei 16,4%. Dies ist der höchste 
Anstieg der Baupreise seit Beginn der Zeitreihe 
1950. Bereits im Jahr 2021 hatte der Preisauf-
trieb mit 9,1% ein lange nicht mehr gemessenes 
Niveau erreicht. 
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Die Baukonjunktur wurde aufgrund von Preisstei-
gerungen bei Baumaterialien und Baupreisen, 
die durch den anhaltenden Krieg in der Ukraine 
noch deutlich verstärkt wurden, sowie durch 
steigende Zinsen und verschlechterte Finan-
zierungsbedingungen bei weiter anhaltendem 
Fachkräftemangel auf Abwärtskurs geschickt. 
Die Bauinvestitionen waren 2022 erstmals seit 
sechs Jahren wieder rückläufig und sanken um 
1,6%. 

Im Wohnungsbau hat die Bundesregierung nach 
mehreren abrupten Förderstopps mit anschlie-
ßenden deutlichen Verschärfungen der Förder-
bedingungen die Förderanforderungen im Laufe 
des Jahres erheblich verschlechtert und zudem 
das Vertrauen in die Verlässlichkeit der Woh-
nungsbauförderung untergraben. Dies dürfte im 
Zusammenspiel mit dem deutlich ungünstigeren 
Finanzierungsumfeld und den hohen Preisen 
maßgeblich zu den hohen Stornierungsraten im 
Wohnbau beigetragen haben, die seit der zwei-
ten Jahreshälfte 2022 zu beobachten waren. 

Insgesamt nahmen die Wohnungsbauinvesti-
tionen 2022 mit 2% sogar spürbar stärker ab als 
die Bauinvestitionen insgesamt. Jahrelang hatte 
der Wohnungsbau die treibende Kraft unter den 
Bausparten gebildet und war deutlich stärker als 
die übrigen Baubereiche gewachsen. Lediglich 
der öffentliche und gewerbliche Tiefbau konnten 
2022 gegenüber dem Vorjahr Zuwächse erzielen. 
Insgesamt blieb aber auch der Nichtwohnungs-
bau im Vorjahresvergleich im Minus (-1,1%).

In Neubau und Modernisierung der Wohnungs-
bestände flossen 2022 rund 293 Mrd. EUR. An-
teilig konnte der Wohnungsbau seine Position 
innerhalb der Bauinvestitionen nicht halten. 2022 
wurden 62% der Bauinvestitionen für den Neu-
bau und die Modernisierung von Wohnungen 
verwendet. Leicht weniger als im Vorjahr. In den 
vergangenen fünfzehn Jahren dagegen hatte 
der Wohnungsbau seinen Anteil kontinuierlich 
um 6 Prozentpunkte steigern können. Insgesamt 
umfassen die Bauinvestitionen über alle Immo-
biliensegmente 2022 einen Anteil von 13% des 
Bruttoinlandsproduktes. 

Aufgrund der weiterhin hohen Zuwanderung 
und einer wachsenden Bevölkerung bleibt der 
Bedarf an Wohnraum hoch. Die derzeit verfüg-
baren niedrigen Fördermittel, die steigenden 
Kreditvergabestandards und die hohen Bau-
preise dürften den Wohnungsbau aber deutlich 
bremsen. Die zunächst weiter sinkenden Real-
einkommen der Privathaushalte erschweren die 
Finanzierung von Wohnbauprojekten zusätzlich. 

Im Jahr 2023 dürften die Investitionen in Wohn-
bauten weiter zurückgehen. Die Nachfrage nach 
Wohnungsbau ist am aktuellen Rand weiter 
rückläufig und auch die Geschäftsaussichten der 
Unternehmen der Grundstücks- und Wohnungs-
wirtschaft stagnieren auf historisch niedrigem 
Niveau. Angebotsseitig behindern besonders 
der hohe Fachkräftemangel und immer noch in 
einigen Bereichen bestehende Materialengpässe 
die Bauprozesse. Dies führt zu längeren Produk-
tionszeiten und weiteren Unsicherheiten bei der 
Kostenkalkulation.

Insgesamt dürften die Investitionen in Wohn-
bauten den Prognosen der Institute zufolge 
im laufenden Jahr 2023 um 3,5% bis 3,9% ein-
brechen. Erst im kommenden Jahr 2024 dürfte 
allmählich eine Trendwende zu wieder wach-
senden Wohnungsbauinvestitionen eingeleitet 
werden. Da der Fokus der Förderprogramme 
der Bundesregierung bislang auf Sanierungen 
bestehender Wohngebäude liegt und die hohen 
Energiekosten starke Anreize dafür bieten, dürf-
ten sich innerhalb der Bauinvestitionen die Ge-
wichte zugunsten des Bestandes verschieben. 
Es ist also mit einem sehr deutlichen Rückgang 
der Neubauten und einer anteiligen Verlagerung 
von Investitionsmitteln zur Modernisierung von 
Wohngebäuden zu rechnen.

Im Jahr 2022 dürften nach letzten Schätzun-
gen die Genehmigungen für rund 350.000 neue 
Wohnungen auf den Weg gebracht worden sein. 
Damit wurden 8,1% weniger Wohnungen bewil-
ligt als im Jahr zuvor. Zum ersten Mal seit vielen 
Jahren bricht damit die Zahl der Baugenehmi-
gungen deutlich ein. Letztmalig waren diese im 
Jahr 2017 gesunken. Der damalige Rückgang war 
allerdings vorrangig eine Reaktion auf Vorzieh-
effekte im Jahr 2016. Die betroffenen Bauherren 
wollten sich damals durch eine vorgezogene 

Genehmigung der Vorhaben eine Durchführung 
nach einem alten Standard der Energieeinspar-
verordnung (EnEV) sichern.

Aktuell ist die Gemengelage für den Wohnungs-
bau dramatischer: Ein historischer Preisanstieg 
bei den Bauleistungen trifft auf deutlich gestie-
gene Bauzinsen und ein Hin- und Her bei den 
Förderkonditionen. Diese schwierigen Rahmen-
bedingungen für den Wohnungsneubau schlu-
gen sich 2022 zuerst bei Genehmigungen von 
Ein- und Zweifamilienhäusern nieder. Ihre Zahl 
sank um voraussichtlich rund 20.000 Einheiten 
(-15,9%).

Mehr Wohnungen wurden 2022 voraussichtlich 
allein im Geschosswohnungsbau (+0,8%) auf 
den Weg gebracht. Die Zahl neu genehmigter 
Eigentumswohnungen stieg dabei ersten Schät-
zungen zufolge etwas stärker (+1,5%) als die Ge-
nehmigungen für neue Mietwohnungen (+0,3%). 
Insgesamt wurden 2022 wohl rund 82.000 Eigen-
tumswohnungen und 113.000 Mietwohnungen 
im Geschosswohnungsbau auf den Weg ge-
bracht.

Im Jahr 2022 wurden in Deutschland 295.000 
Wohnungen gebaut. Darin enthalten sind Woh-
nungen in Neubauten und Bestandsgebäuden. 
Insgesamt bewegt sich der Neubau auf dem Ni-
veau von 2021, damit wurde das Ziel der Bundes-
regierung von 400.000 Wohnungen jedoch kra-
chend verfehlt. Für die Jahre 2023 und 2024 ist 
ein noch stärkerer Rückgang zu erwarten.

Eine Umfrage unter den Mitgliedsunternehmen 
des GdW zum Jahresende 2022 ergab, dass 
rund ein Drittel der von den Unternehmen für 
die Jahre 2023 und 2024 geplanten neuen Woh-
nungen (32%) unter den derzeitigen Rahmen-
bedingungen nicht gebaut werden können. Von 
den ursprünglich geplanten 61.000 Wohnungen 
werden die Unternehmen im Spitzenverband der 
Wohnungswirtschaft GdW also knapp 20.000 
weniger errichten können.

Nahezu zwei Drittel der Unternehmen geben 
unter anderem die nicht verlässliche (64%) und 
unzureichende (62%) Förderung der Bundes- 
regierung als Ursache an. Mehr als drei Viertel der 
Wohnungsunternehmen (79%) nennen außer- 

dem die gestiegenen Materialkosten und eben-
falls mehr als drei Viertel (76%) die gestiegenen 
Finanzierungszinsen. Darüber hinaus schlagen 
fehlende Bau- und Handwerkskapazitäten (42%), 
Materialengpässe (38%) und gestiegene Ener-
giekosten (30%) zu Buche. 

Eine ebenso dramatische Lage ergibt die Um-
frage auch bei den eigentlich geplanten Mo-
dernisierungsvorhaben: Rund ein Fünftel der 
vorgesehenen Modernisierungsmaßnahmen 
(19%) werden die sozial orientierten Wohnungs- 
unternehmen 2023 und 2024 nicht umsetzen  
können. Von den ursprünglich vorgesehenen 
rund 272.000 Wohneinheiten werden 53.000 
weniger erneuert werden können. Von den 
verbleibenden etwa 219.000 Wohnungen wird  
wiederum bei einem Fünftel (19%) der Umfang 
der Maßnahmen bei der Modernisierung deut-
lich reduziert werden müssen. 

Für ganz Deutschland rechnet die Wohnungs-
wirtschaft mit einem Einbruch der Baufertigstel-
lungszahlen im Wohnungsneubau insgesamt 
auf nur noch 242.000 Wohnungen für 2023 und 
lediglich 214.000 Wohnungen im Jahr 2024.  
Damit würde die Zahl der neu auf den Markt 
kommenden Wohnungen 2023 um 14% und im 
Folgejahr um weitere 11% sinken. Die Entwick-
lung der Wohnungsfertigstellungen entfernt sich 
damit immer deutlicher vom Ziel der Bundes- 
regierung, rund 400.000 Wohnungen pro Jahr 
neu zu errichten. Vor dem Hintergrund stei-
gender Wohnungsbedarfe, einer wachsenden  
Einwohnerzahl und um die Wohnungsbau- und 
Klimaziele nicht komplett abschreiben zu müs-
sen, sollte die Bundesregierung schnell Maßnah-
men für ein Sofortprogramm für bezahlbaren 
und sozialen Wohnungsbau ergreifen.
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Regionale Rahmenbedingungen

Die hohe Inflation, steigende Hypothekenzin-
sen und massiv erhöhte Baukosten machen  
Investitionen im Wohnungsbau und deren Finan-
zierung über Verkauf oder Vermietung immer 
schwieriger. Waren im ersten Quartal 2022 die 
Auswirkungen des Ukraine-Krieges noch nicht 
signifikant spürbar, so hat sich die Situation 
von Quartal zu Quartal deutlich verschlechtert.  
Erste Immobilienunternehmen haben bereits 
ihre Projekte im Wohnungsneubau gestoppt, da 
die zu Kostendeckung nötigen Mieten nicht mehr 
erzielt werden können. In diesem schwierigen 
baukonjunkturellen Umfeld ist für 2023 mit ei-
ner gedämpften bis stagnierenden Entwicklung 
in der Wohnungswirtschaft zu rechnen, obwohl 
weiterhin eine steigende Wohnungsnachfrage 
besteht. Hinzu kommen erhöhte Kosten für Ener-
gie und Lebensunterhalt und eine hohe Inflation, 
so dass die verfügbaren Einkommen der Haus-
halte geschmälert sind. Weiterhin besteht eine 
sich in den letzten Jahren aufgebaute Bedarfs-
lücke: ein ausgeglichener Wohnungsmarkt ins-
besondere im Bereich des „bezahlbaren“ Wohn-
raums ist nicht erkennbar.

Laut Pressemitteilung Nr. 146/2022 des Stati-
schen Landesamtes Baden-Württemberg ist die 
Bevölkerung Baden-Württembergs auch im Jahr 
2022 gewachsen, wobei der Ortenaukreis nach 
dem Stadtkreis Mannheim den zweithöchsten 
Zuwachs aller 44 Stadt- und Landkreise aufweist. 
Ein Indiz für die hohe Attraktivität der Region. Zu 
den Gewinnern der Zuwächse zählten vor allem 
die beiden großen Städte des Landkreises Offen-
burg und Lahr, die rund ein Viertel der Bevölke-
rung des Ortenaukreises ausmachen.

Zusammengefasst stellt beispielsweise der Be-
richt der Stadtverwaltung Offenburg (GR-Vorla-
ge 055/22) fest, dass „von 2011 bis 2021 die Be-
völkerung Offenburgs um 6,6% gewachsen ist … 
und auch in den kommenden Jahren von einem 
weiteren Bevölkerungswachstum auszugehen  
ist.“ So wird im Zeitraum 2022 bis 2025 ein  
Bevölkerungswachstum auf rund 2,4% prognos-
tiziert und bis zum Jahr 2030 auf 3,4%.

Die GEMIBAU ist vorwiegend in diesen beiden 
Städten des Ortenaukreis tätig. Wesentliches 
Merkmal dieser Wohnungsmärkte ist eine rela-
tiv starke Differenzierung in Teilsegmenten. Fast 
60% des Wohnungsbestandes der GEMIBAU 
befindet sich in Offenburg (Lahr: 30%). Der An-
teil der GEMIBAU am Wohnungsgemenge liegt 
damit bei ca. 6% aller Wohnungen (bzw. knapp 
11% am Mietwohnungsmarkt). Alle Städte verfü-
gen über einen umfangreichen Mietwohnungs- 
als auch Eigentumswohnungsmarkt. Dabei sind 
zwar räumliche Schwerpunkte (Miete eher in der 
Stadt, Eigentum eher in den Ortsteilen) zu er-
kennen, jedoch keine eindeutige räumliche Tren-
nung.

In dem bereits erwähnten Bericht der Stadtver-
waltung Offenburg zum Verlauf des Siedlungs- 
und Innenentwicklungsmodells wird weiterhin 
festgestellt: „Zwischen 2015 und Ende 2021  
wurden über 1600 Wohnungen fertig gestellt. 
Zum 31.12.2021 waren weitere 430 Wohnun-
gen genehmigt bzw. im Bau… momentan wird  
davon ausgegangen, dass in den nächsten 12-
24 Monaten (bis Ende 2023) mindestens weitere 
etwa ca. 500-600 neue Wohneinheiten auf den 
Markt kommen werden. Insgesamt werden so im 
Zeitraum von 2015 bis 2023 voraussichtlich ca. 
2.100 bis 2.200 Wohnungen entstehen.“

Und weiter: „Die Entwicklung der Mietpreise 
in Offenburg deutet weiterhin auf einen ange-
spannten Wohnungsmarkt hin… die Mietpreise 
steigen weiterhin, wenn auch mit einer etwas 
langsameren Geschwindigkeit… Die Miethö-
hen bei den beiden genossenschaftlichen Woh-
nungsunternehmen GEMIBAU und OBG spielen 
eine zentrale Rolle bei der Versorgung mit güns-
tigem Wohnraum.“ 

Zum 31.12.2022 gab es in der Stadt Offenburg 
754 öffentliche geförderte Wohnungen, davon 
sind 316 im Besitz der GEMIBAU (42%). Damit ist 
die GEMIBAU Spitzenreiter. Mit ihren geringen 
Durchschnittsmieten nimmt damit die GEMIBAU 
eine zentrale Rolle bei der Versorgung mit güns-
tigem Wohnraum ein. 

Mit einer merklichen Entspannung des Woh-
nungsmarktes wird weiterhin erst in einigen 
Jahren mit der Fertigstellung der gerade in Bau 
befindlichen bzw. projektierten Wohnungen  
gerechnet. 

Insgesamt herrscht in Mittelbaden in den großen  
Städten nach wie vor eine rege Bautätigkeit. Die 
Nachfrage nach preiswerten und bezahlbaren  
Eigentums- und Mietwohnungen ist unverändert 
hoch, ebenso der Bedarf an qualitativ gut mo-
dernisierten Wohnungen. 

IV. Wettbewerbsverhältnisse
Mit seinen Wohnungsbeständen in Offenburg ist 
die Genossenschaft damit Marktführer, in Lahr 
steht sie an zweiter Stelle nach der kommunalen 
Wohnungsbaugesellschaft. 

Die Genossenschaft bewirtschaftet rund 2800 
eigene Wohnungen und ist damit das größte 
Wohnungsunternehmen in Mittelbaden. Über 
1600 Wohnungen befinden sich in Offenburg, 
weitere rund 800 in Lahr, während sich die üb-
rigen knapp 400 Wohnungen auf Achern, Ober-
kirch, Ettenheim und Herbolzheim verteilen.  

Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen 
ausschließlich gemäß Satzung an Mitglieder. 
Zum Jahresende 2022 betrug die Anzahl der  
registrierten Wohnungssucher mit Bewerber- 
bogen und Internetanfragen knapp 2000  
Personen. Aufgrund der stetigen Nachfrage ist 
der Neubau bedarfsgerechter und vor allem 
preiswerter Wohnungen weiterhin dringend not-
wendig.

V. Nachfrage
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Geschäftsverlauf

Der 2021 begonnene Neubau von drei Bauträ-
gerprojekten in Offenburg konnte trotz Material- 
engpässen und Baupreissteigerungen ohne 
nennenswerte Abweichungen fortgesetzt wer-
den: zwischenzeitlich steht der Rohbau der 44 
Eigentumswohnungen auf dem Gelände der al-
ten Herdfabrik (Lihlstraße) und mit den Ausbau-
arbeiten wurde begonnen, die 10 Reihen- bzw. 
Doppelhäuser in der Louis-Pasteur-Straße und 
weitere 18 Eigentumswohnungen in der Maria-
Juchacz-Straße werden zur Jahresmitte 2023 
fertiggestellt und übergeben. Bereits vor Baube-
ginn konnten einige der Wohnungen veräußert 
werden; die Nachfrage nach kostengünstigem 
Eigentum war in der ersten Hälfte 2022 ungebro-
chen, hat aber in der zweiten Jahreshälfte signi-
fikant nachgelassen.

Ferner wurde mit der Vollmodernisierung und 
Aufstockung eines Gebäudes in der Moltke-
straße in Offenburg begonnen, nachdem alle 
Bestandsmieter wohnversorgt werden konnten. 
Die vorhandenen 24 Bestandwohnungen wer-
den grundrisstechnisch angepasst, teilweise 
Aufzüge eingebaut und das Dachgeschoss erhält 
im Rahmen einer Nachverdichtung eine Auf- 
stockung mit 6 Wohnungen. Das Projekt wird  
Anfang 2024 fertiggestellt.

I. Bautätigkeit und Grundstückspolitik
Anfang 2023 wurde mit dem Neubau von 53 
Mietwohnungen (davon 23 öffentlich gefördert) 
und einer Kita begonnen und für 2024 sollen wei-
tere rund 40 Eigentumswohnungen entstehen - 
beide Projekte in Lahr. 

Damit wird die GEMIBAU als mit Abstand größ-
tes Wohnungsunternehmen in Mittelbaden sei-
ner herausragenden (Sozial-) Verantwortung in 
besonderer Weise gerecht.

Sorge bereiten zunehmende gesetzliche Auf-
lagen und die fehlende Verlässlichkeit der Poli-
tik insbesondere nach dem abrupten Ende der  
Wohnungsneubauförderung Anfang 2022.

Hinzu kommen Materialengpässe, erhebliche 
Baukostensteigerungen und der deutliche An-
stieg der Zinsen. Neue Baumaßnahmen sind 
kaum noch kalkulierbar. Damit werden die am-
bitionierten politischen Ziele für den Wohnungs-
bau infrage gestellt. Ebenso nachteilig wirken 
sich die überlangen Baugenehmigungsverfah-
ren und die fehlende Digitalisierung der öffent-
lichen Hand aus.

Veräußert wurden 2022 neben wenigen Einzel-
wohnungen vier kleine Bestandsgebäude mit 
16 WE. In der Summe wurden dadurch Mittel in 
Höhe von rund 1,37 Mio. € generiert.

Alle Zu- bzw. Abgänge stehen in Zusammenhang 
mit der seit mehreren Jahren durchgeführten 
Bestandsarrondierung, umfassenden Moderni-
sierungsarbeiten und Bauträgermaßnahmen.

II. Verkäufe

Wesentliche Veränderungen im Wohnungs- 
bestand ergaben sich in 2022 nicht. Die Investi-
tionen in Neubau, Modernisierung und Instand-
haltung bewegten sich 2022 wie in den Vorjahren 
aufgrund der guten Erträge auf einem außerge-
wöhnlich hohen Niveau. Die Genossenschaft 
liegt seit Jahren in der Spitzengruppe vergleich-
barer Unternehmen. Betrachtet man den durch-
schnittlichen Aufwand für Modernisierung und 

III. Modernisierung und Instandhaltung
Instandhaltung der letzten fünf Jahre, so ergibt 
sich ein durchschnittlicher Wert in Höhe knapp 
48 €/m². Die Genossenschaft hat damit in den 
letzten Jahren einen erheblichen Anteil ihrer Er-
träge in die Bestandserhaltung investiert. Grund-
lage hierfür war eine Portfolioanalyse des Woh-
nungsbestandes und ein sich daraus ergebender 
mehrjähriger Rahmenplan, der sukzessive um-
gesetzt wird.

Die Vermietungssituation war auch in 2022 von 
einer guten und konstanten Wohnungsnachfrage 
geprägt. Die Fluktuationsquote der Wohnungen 
erreichte 2022 einen sehr guten Wert von rund 
6,2%, wobei ein Teil der betroffenen Wohnungen 
aus Sanierungs- und Modernisierungsgründen 
bewusst nicht vermietet wurden. Die niedrige 
Fluktuation ist ein deutliches Zeichen für die At-
traktivität der Genossenschaft und Zufriedenheit 
der Mitglieder. Weitervermietungen von Woh-
nungen mit niedrigem Ausstattungsstandard 
verlangen in der Regel zuvor eine entsprechende 
Anpassung des Standards. Damit einhergehend 
werden durchschnittlich fünfstellige Beträge für 
die Modernisierung der Wohnung aufgewendet. 

IV. Vermietung und Bewirtschaftung
Die Vermietungssituation der Tiefgaragenstell-
plätze und oberirdischen Stellplätze ist durch-
weg positiv. In mehreren Quartieren bestehen 
Wartelisten, lediglich im Segment der betreuten 
Seniorenwohnungen ist die Nachfrage bei frei 
werdenden Wohnungen verhalten.
Die wenigen gewerblichen Flächen der GEMI-
BAU sind vermietet. Auch die durch den Um-
zug der GEMIBAU-Verwaltung frei gewordenen  
Büroflächen konnten umgehend mit einem lang-
fristigen Mietvertrag vermietet werden. Schwie-
rigkeiten sind nicht zu erkennen.

Die Genossenschaft verwaltete 2022 insgesamt  
27 Wohnungseigentümergemeinschaften mit  
rund 851 Wohnungen und 7 gewerblichen Ein-
heiten sowie 565  Garagen bzw. Stellplätzen. 
Weiterhin wurden für 2 Objekte mit 21 Wohnun-
gen und 2 gewerblichen Einheiten Fremdverwal-
tungen durchgeführt.

V. WEG-Verwaltung
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1.604,3 T€
Jahresüberschuss

Betriebsfunktionen

Hausbewirtschaftung

Bau- und Verkaufstätigkeit

Betreuungstätigkeit

Kapitaldienst

Summe Deckungsbeiträge

Verwaltungsaufwand

Betriebsergebnis

Übrige Rechnung

Jahresergebnis vor Steuern

Steuern vom Einkommen und Ertrag                  

Jahresüberschuss

-129,8

66,2

-3,6

-74,4

-141,6

200,1

-341,7

13,1

-328,6

0,0

-328,6

2.259,2

1.497,1

248,8

-78,6

3.926,5

2.672,0

1.254,5

349,8

1.604,3

0,0

1.604,3

T € T €

Veränderung2021

2.389,0

1.430,9

252,4

-4,2

4.068,1

2.471,9

1.596,2

336,7

1.932,9

0,0

1.932,9

T €

2022

Modernisierungen von Gebäuden und nach §558 
(Vergleichsmieten) bzw. in Offenburg unter Zuhil-
fenahme des neuen Mietspiegels durchgeführt 
wurden. Wir erbringen mit unserer technischen 
Abteilung und unserem Regiebetrieb (Maler und 
Hausmeister) u.a. Leistungen für die Hausbewirt-
schaftung. Auch dieser Bereich ist im Vergleich 
zum Vorjahr um rund T€ 100 angestiegen und hat 
somit zu Mehraufwendungen geführt.

Der zweite Betriebsbereich Bau- und Verkaufstä-
tigkeit ergibt einen Deckungsbeitrag in Höhe von 
rund 1,5 Mio. €. Dieser ist wie bereits im Jahr  
zuvor überwiegend mit dem Verkauf von Bestands- 
objekten zu begründen. Wir haben 5 einzelne 
Wohnungen aus dem Anlagevermögen verkauft. 
Darüber hinaus wurde ein Altbestand aus den 
1950er Jahren in Oberkirch mit 16 in die Jahre 
gekommenen Wohnungen veräußert. Die Erträge 
hierfür betragen rund 1,74 Mio. €, die Buchwerte, 
die dabei abgingen, belaufen sich auf rund T€ 340. 

Zum Deckungsbeitrag tragen auch die rund T€ 79 
aktivierte Eigenleistungen bei, das sind Personal-
kosten unserer eigenen Technischen Abteilung, 
die beispielsweise für Modernisierungsmaßnah-
men oder Neubauten aktiviert werden.

2022 wurden noch keine Erträge aus Bauträger-
geschäften abgerechnet. Wir befinden uns aktuell 
im Bau von insgesamt drei Anlagen - alle drei in 
Offenburg -, die wir verkaufen und deren Erträge 
2023 und 2024 wirksam werden. 

Der erwirtschaftete Deckungsbeitrag von rund  
1,5 Mio. € ist somit um T€ 66 höher als im Vorjahr.

Der Deckungsbeitrag aus der Betreuungstätig-
keit, welcher im Wesentlichen die Gebühren für 
die Verwaltung fremder Objekte, also Wohnungs- 
eigentümerverwaltungen bzw. Hausverwaltungen 
abbildet, ist erneut konstant und beträgt T€ 248,8. 
Der Großteil der Erträge generieren wir durch  
Verwaltung von derzeit 27 Wohnungseigentümer-
gemeinschaften mit rund 851 Wohnungen und 7 
gewerblichen Einheiten sowie rund 565 Garagen 
bzw. Stellplätzen.

Der Deckungsbeitrag aus dem Kapitaldienst ist 
mit -T€ 78,6 negativ. In diesen Bereich fallen Zin-
sen in Höhe von rund T€ 81, die wir im Jahr 2022 
für Zwischenfinanzierung unserer drei Bauträger-
projekte bezahlt haben, womit sich der negative 
Deckungsbeitrag erklären lässt. 

In der Übrigen Rechnung sind diverse Erträge und 
Aufwendungen aufgeführt, zum Beispiel Versiche-
rungsentschädigungen verschiedener Art, Pach-
ten, Eingänge von abgeschriebenen Forderungen 
und die Ausbuchung verjährter Verbindlichkeiten 
oder auch die Auflösung von Rückstellungen. 

Aus diesem Bereich erhalten wir einen Deckungs-
beitrag von rund T€ 350, der in etwa dem De-
ckungsbeitrag des Vorjahres entspricht (T€ 336,7). 
2022 haben wir Rückstellungen in Höhe von rund 
T€ 249 aufgelöst und damit T€ 21,9 mehr als im 
Jahr zuvor.

Die Verwaltungsaufwendungen betragen 2,57 
Mio. € und haben sich im Vergleich zum Vorjahr 
um T€ 102 erhöht. Löhne und Gehälter sowie  
Sozialabgaben sind hierbei um rund 3% angestie-
gen (+T€ 75).

1) Ertragslage

Lage

Aus der Hausbewirtschaftung erhalten wir im 
Vergleich zum Vorjahr einen um T€ 228 geringe-
ren Deckungsbeitrag in Höhe von rund 2,26 Mio. € 
(Vorjahr 2,39 Mio. €). 

Für dieses Ergebnis sind mehrere Gründe aus-
schlaggebend. Wir erzielen auf der einen Seite 
deutlich höhere Erlöse bei den Kaltmieten 
(+T€  429) und bezahlen deutlich weniger Zinsen 
(-T€  199) als im Jahr zuvor. Auf der anderen Seite 
haben wir die Instandhaltungskosten nochmals 
um T€ 212 gesteigert, nämlich von 6,57 Mio. € auf 
6,78 Mio. € und vor allem schlagen die deutlich 
angestiegenen Abschreibungen auf Wohnbauten 
mit einem Plus von rund T€ 400 stark zu Buche. 
Neben den planmäßigen Abschreibungen ma-
chen sich diese auch durch Abriss der Gebäude 
Jammstraße 9 / Geigerstraße 6, 8 in Lahr bemerk-
bar. 

Die Steigerung bei den Mieterlösen geht wesent-
lich mit der Fertigstellung der 30 Wohnungen in 
der Hertha-Wiegand-Straße in Offenburg und 
den 19 Wohnungen in der Angelgasse/Wilhelm-
Bauer-Straße in Offenburg einher, im Jahr 2022 
schlagen diese Mieteinnahmen voll zu Buche. 
Höhere Mieteinnahmen kommen auch zustande, 
weil Mieterhöhungen bei Mieterwechsel, nach 

Die sächlichen Verwaltungskosten haben sich um 
T€ 125 erhöht. Deutliche Mehraufwendungen gab 
es beispielsweise bei der EDV-Migration in eine 
andere Cloud und damit zusammenhängende 
Prozesse, höhere Raumkosten und nicht umlage- 
fähige Betriebskosten in Zusammenhang mit 
dem Umzug der Verwaltung und der Neu- 
vermietung des alten Verwaltungsgebäudes  
sowie höhere Kosten beim Zahlungsverkehr  
und bei der Mitarbeiterfortbildung. Ebenso stie-
gen die Autobetriebskosten durch Abschluss  
neuer Leasingverträge und Anschaffung eines zu-
sätzlichen Fahrzeugs für den Regiebetrieb an. 

Beim Verwaltungsaufwand werden die Personal-
kosten unserer Maler, Hausmeister und der tech-
nischen Abteilung, die mit   T€ 786 direkt zu Beginn 
dem ersten Betriebsbereich, der Hausbewirtschaf-
tung, zugerechnet wurden, in gleicher Höhe nun 
wieder abgezogen, saldiert bleiben Verwaltungs-
aufwendungen in Höhe von 2,57 Mio. €.

Aus den 5 Betriebsbereichen erhalten wir  
Deckungsbeiträge von rund 4,18 Mio. €, ein  
Minus im Vergleich zum Vorjahr vor  T€ 226,8. 
Nach Abzug des Verwaltungsaufwandes erhal-
ten wir unseren Jahresüberschuss in Höhe von  
T€ 1.604.275,32.

Die Ertragslage für das Jahr 2022 kann als gut be-
zeichnet werden.
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2) Finanzlage

Liquidität

2021
T€

2022
T€

Die Zahlungsströme des Geschäftsjahres 2022 werden anhand folgender komprimierter Kapitalflussrechnung dargestellt:

- Jahresüberschuss

- Abschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens

- aktivierte Eigenleistungen

- Zunahme langfristiger Rückstellungen

- Abschreibungen auf Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

- Abnahme der kurzfristigen Rückstellungen

- Gewinn aus Abgang von Gegenständen des Anlagevermögens

- Zunahme Grundstücke des Umlaufvermögens

- Abnahme (Vj.: Zunahme) kurzfristiger Aktiva

- Abnahme kurzfristiger Passiva

- Saldo zahlungswirksame Zinsaufwendungen/erträge

- Ertragsteuererstattung

Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit

- Auszahlungen für Investitionen in das immaterielle Anlagevermögen

- Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des Sachanlagevermögens

- Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen

- Auszahlungen für Investitionen in das Finanzanlagevermögen

- Erhaltene Zinsen

Cashflow aus Investitionstätigkeit

- Einzahlungen aus der Valutierung von Darlehen  

- planmäßige Tilgungen  

- außerplanmäßige Tilgungen  

- Gezahlte Zinsen  

- Veränderungen der Geschäftsguthaben  

- Auszahlungen für Dividenden  

- Auszahlungen für den Aufbau von Bausparguthaben   

Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit

Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelbestandes

- Finanzmittelbestand zum 01.01.

Finanzmittelbestand zum 31.12.

1.604,3

3.841,4

-79,2

-0,6

15,0

-270,3

-1.394,9

-10.769,3

1.244,6

8.999,7

1.165,6

1,6

4.357,9

-1,0

1.712,5

-4.471,7

-0,2

1,4

-2.759,0

11.332,0

-4.420,0

-6.505,6

-1.167,0

-305,7

-447,0

0,0

-1.513,3

85,6

771,8

857,4

1.932,9

3.460,5

-106,5

0,3

17,4

-266,4

-1.148,6

-1.184,2

403,7

-340,9

1.290,5

1,9

4.060,6

-2,4

1.782,5

-7.488,2

-15,3

1,2

-5.722,2

9.370,6

-4.193,8

-2.535,1

-1.291,7

94,8

-439,8

952,4

1.957,4

295,8

476,0

771,8

Die Finanzlage der GEMIBAU war im Geschäfts-
jahr 2022 geordnet. Wir waren jederzeit in  
der Lage, unsere Zahlungsverpflichtungen zu  
erfüllen. Die Kapitalstruktur ist ausgewogen. 

Die Eigenkapitalquote sank leicht von 30,7% per 
31.12.2021 auf 29,2% zum 31.12.2022, die Eigen-
kapitalrentabilität von 4,5% auf 3,6% und der Ver-
schuldungsgrad stieg leicht von 2,2% auf 2,4%. 

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 
blieben mit 89,6 Mio. € im Vergleich zum Vorjahr 
mit 89,2 Mio. € konstant, wobei es eine Erhöhung 
der Verbindlichkeiten durch die Inanspruchnah-
me von Zwischenfinanzierungsmitteln für drei 
Bauträgerprojekte gab, die durch den Rückgang 
von Verbindlichkeiten bei langfristigen Finanzie-
rungen kompensiert wurde.

Durch langfristige Objektfinanzierungen sind die 
Zinsen langfristig gesichert. 

Per 31.12.2022 hatte die Genossenschaft liquide 
Mittel in Höhe von rund T€ 857 zur Verfügung.

Die Finanzlage der Genossenschaft ist zufrieden 
stellend, es sind derzeit und für die überschau-
bare Zukunft keine Engpässe zu erwarten. 

Cashflow
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Das Anlagevermögen veränderte sich marginal 
um plus 0,3% von 128,6 Mio. € auf 129,0 Mio. €.

Hierbei ergab sich eine Reduzierung bei den 
Sachanlagen um rund 2,5 Mio. €, zum einen  
vermindernd durch höhere planmäßige Ab-
schreibungen sowie Abschreibungen durch  
Abriss der Bestandsgebäude Jammstraße 9 und 
Geigerstraße 6/8 in Lahr und durch Verkäufe aus 
dem Anlagevermögen, zum anderen erhöhend 
durch die Aktivierungen aus unserem Moderni-
sierungsprogramm, dies allerdings nicht in dem 
Maße wie die genannten Verminderungen, wes-
halb es zu dem Rückgang bei den Sachanlagen 
kam.

Unsere beiden begonnenen Baumaßnahmen für 
den Bestand in Lahr, Jammstraße (53 Wohnun-
gen plus Kindergarten) und Offenburg, Moltke-
straße (Kernsanierung) erhöhen das Anlage-
vermögen mit rund 4,5 Mio. € in der Position  
„Anlagen im Bau“. Die im vergangenen Jahr  
bilanzierten Bauvorbereitungskosten entfallen 
dafür.

Beim Umlaufvermögen gab es durch den Bau-
beginn von 3 Bauträgermaßnahmen deutliche 
Verschiebungen. Die im vergangenen Jahr bi-
lanzierten Grundstücke sowie die Bauvorberei-
tungskosten für 44 Wohnungen in der Lihlstraße, 
für 18 Wohnungen in der Maria-Juchacz-Straße 
sowie die 6 Reihen- und 2 Doppelhäuser (4 Hälf-
ten) in der Louis-Pasteur-Straße, jeweils in Of-
fenburg, werden nunmehr in den unfertigen 
Bauten bilanziert. Hier sind per 31.12.2022 rund  
13,6 Mio. € ausgewiesen.

Ein höherer Ausweis im Vergleich zum Vorjahr 
ergibt sich bei den Vorräten, insbesondere dem 
Heizmaterial sowie bei einer Forderung aus  
Verkauf von Grundstücken.

„Sonstige Forderungen“ reduzierten sich deut-
lich. Hier wurden im vergangenen Jahr sehr 
hohe Tilgungszuschüsse für unsere Moderni-
sierungsmaßnahmen und für den Neubau von 
30 öffentlich geförderten Wohnungen bilanziert, 
dies entfällt im Jahr 2022.

Die Genossenschaft verfügte zum Jahresende 
über ausreichend flüssige Mittel in Höhe von 
rund T€ 857.

Das Umlaufvermögen erhöhte sich insbeson-
dere durch den Baubeginn bei 3 Bauträger- 
projekten von 12,1 Mio. € auf 22,2 Mio. €.

Das Eigenkapital erhöhte sich leicht von 43,3 
Mio. € auf 44,1 Mio. €. Ursächlich hierfür war 
der gute Jahresüberschuss in Höhe von rund 1,6 
Mio. €, welcher die Einstellung von 1,176 Mio. € 
in die Rücklagen ermöglichte. Andererseits ver-
ringerte sich das Geschäftsguthaben von rund 
7,78 Mio. € auf rund 7,47 Mio. €. 

Die Eigenkapitalquote verringerte sich von 
30,7%, auf 29,2%.

Die Rückstellungen haben sich deutlich von rund 
T€ 425 auf rund T€ 155 verringert. 
Die ehemals gebildete Rückstellung wegen auf-
getretener Mängel beim Bauträgerprojekt in der 
Okenstraße in Offenburg konnte nach zwischen-
zeitlicher Erledigung aller Mängel zum 31.12.2022 
vollständig aufgelöst werden. 
Ebenso wurde ein größerer Teil der Gewährleis-
tungsrückstellung für die Bauträgermaßnahme 
Kronenplatz 3-19 in Offenburg aufgelöst, da die 
Gewährleistung abgelaufen ist. 

Die Verbindlichkeiten sind im Vergleich zum 
Vorjahr – überwiegend bedingt durch den Bau-
beginn der 3 Bauträgerprojekte und den damit 
verbundenen Anzahlungen der Kaufanwärter – 
von 96,98 Mio. € auf 106,83 Mio. € angestiegen. 
Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstitu-
ten betragen somit 89,6 Mio. € und haben sich 
kaum verändert.

 Die Bilanzsumme erhöhte sich deutlich um rund 
7,4% von rund 140,8 Mio. € auf 151,2 Mio. €. 

Die Vermögenslage der Genossenschaft ist ge-
ordnet. Die wirtschaftliche Lage beurteilen wir 
positiv.

151,2 Mio. €
Bilanzsumme

3) Vermögenslage

Anlagevermögen

Immaterielle Vermögens-
gegenstände und Sachlagen

Finanzanlagen

Umlaufvermögen

Verkaufsgrundstücke

Unfertige Leistungen

Andere Vorräte

Forderungen, 
Rechnungsabgrenzungsposten u.a.

Flüssige Mittel

Gesamtvermögen

Rückstellungen

Verbindlichkeiten

gegenüber Kreditinstituten 
und anderen Kreditgebern

aus erhaltenen Anzahlungen

aus Lieferungen und Leistungen

Übrige Verbindlichkeiten, 
Rechnungsabgrenzungsposten

Fremdkapital

Eigenkapital

Gesamtkapital

385,5

0,2

10.769,4

229,7

211,6

-1.241,5

85,6

10.440,5

-271,0

418,8

9.096,9

304,6

39,0

9.588,3

852,2

10.440,5

85,3%

0,0%

10,1%

3,2%

0,3%

0,6%

0,6%

100,0%

129.000,0

37,7

15.211,2

4.841,9

415,0

842,5

857,4

151.205,7

0,1%

59,3%

9,2%

2,0%

0,2%

70,8%

29,2%

100,0%

179,1

89.656,7

13.889,6

3.027,7

339,3

107.092,4

44.113,3

151.205,7

31.12.2022

T € v.H. T €

Veränderung

85,1%

0,0%

2,9%

3,1%

0,1%

1,4%

0,5%

100,0%

128.614,5

37,5

4.441,8

4.612,2

203,4

2.084,0

771,8

140.765,2

0,3%

59,0%

3,2%

1,8%

0,2%

69,3%

30,7%

100,0%

450,1

89.237,9

4.792,7

2.723,1

300,3

97.504,1

43.261,1

140.765,2

31.12.2021

T € v.H.

Vermögensstruktur

31.12.2022

T € v.H. T €

Veränderung31.12.2021

T € v.H.

Kapitalstruktur
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Die Bilanzsumme stieg durch umfangreiche Bau-
tätigkeit in Anlage- und Umlaufvermögen deut-
lich um 7,4% von 140,8 Mio. € auf 151,2 Mio. €.

Die Eigenkapitalquote sank von 30,7% auf 29,2%.
Die Durchschnittsmiete ist leicht angestiegen 
und beträgt jetzt € 5,72/qm Wohnfläche (Vorjahr 
€ 5,64/qm). Wir haben hierbei neben Mietanpas-
sungen beim Mieterwechsel und Mieterhöhun-
gen nach erfolgten Großmodernisierungen auch 
Erhöhungen nach §558 BGB und neuerdings nach 
Mietspiegel, welcher in Offenburg seit Herbst 
2020 in Kraft getreten ist, vorgenommen. Die 
noch immer moderate Durchschnittsmiete bietet 
weiteren Spielraum nach oben in den kommen-
den Jahren.

Die Mieterfluktuation betrug 2022 lediglich 
noch 6,2% (nach 7,7% in 2021 und 7,3% in 2020).  
Bereinigt man die Quote um die Mieter, die bei 
uns umgesetzt werden, also die uns erhalten blei-
ben, beträgt die Quote gute 5,5%.

Der Anteil der Erlösschmälerungen ist mit 0,7% 
sehr gering und unproblematisch.

2021

Eigenkapitalquote 

Durchschnittliche
Sollmiete/m² p.m. 

% Anteil der 
Erlösschmälerungen 

% Anteil der 
Mietforderungen

Fluktuationsrate

Leerstandsquote 

Instandhaltung/m² p.a.

Gebäudeerhaltungs-
koeffizient/m² p.a.

Verwaltungskosten/m² p.a.

=

=

=

=

=

=

=

=

=

%

€

%

%

%

%

€

€

€

30,7

5,64

1,4

0,5

7,7

2,1

35,07

45,50

11,65

2022

29,2

5,72

0,7

0,5

6,2

0,4

36,95

45,94

12,09

Eigenkapital (abzgl.ausst.Einl.)
+ 75% - SoPo mit RL - Anteil

Bilanzsumme

Sollmieten

m² Wohn- und Nutzfläche x 12

Erlösschmälerungen

Sollmieten und Umlagen

Forderungen aus Vermietung

Sollmieten + abger. Umlagen

Mieterwechsel p.a.

Anzahl der Mieteinheiten

Leerstand von ME am 31.12.

Anzahl der Mieteinheiten

Instandhaltungsaufwendungen

m² Wohn- und Nutzfläche

Instandhaltungsaufwendungen
+ aktivierte Modernisierungskosten

m² Wohn- und Nutzfläche x 12

Personal- u. Sachaufwendungen

m² Wohn- und Nutzfläche

Die Leerstandsquote beträgt lediglich noch 0,4%. 
Es gibt keinen strukturellen Leerstand. Wenn 
Wohnungen leer stehen, dann in der Regel wegen 
altersbedingter Sanierung bzw. Modernisierung 
nach Mieterkündigung. Der Leerstand ist somit 
geplant und aus unserer Sicht eine vernachläs-
sigbare und absolut vertretbare Größe. 

Die Mietforderungen sind wie im Vorjahr mit 
0,5% weiterhin gering, was auf ein geordnetes 
Mahnwesen hinweist. 

Instandhaltung und Modernisierung unseres 
Bestandes sind weiterhin auf einem seit einigen 
Jahren konstant hohen Niveau. Den vor rund 
12 Jahren eingeschlagene Weg der sukzessiven 
und nachhaltigen Verbesserung unserer Woh-
nungen und Gebäude werden wir weitergehen. 
Instandhaltungsquote und Gebäudeerhaltungs- 
koeffizient liegen auf ähnlichem Niveau der Vor-
jahre.

Die Verwaltungskosten bewegen sich im Bran-
chenvergleich traditionell weiterhin auf einem 
niedrigen, sehr effektiven Niveau.

Finanzielle Leistungsindikatoren
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I. Prognosebericht

Der Vorstand rechnet für das Wirtschaftsjahr 
2023 mit einem Jahresüberschuss gemäß Wirt-
schaftsplan von T€ 2.540. Dieses außergewöhn-
lich gute Ergebnis erreichen wir insbesondere 
durch Fertigstellung von zwei unserer drei im 
Jahr 2022 begonnenen Bauträgermaßnahmen. 
Die 10 Häuser in der Louis-Pasteur-Straße und 
die 18 Eigentumswohnungen in der Maria- 
Juchacz-Straße in Offenburg können im Jahr 
2023 an die Käufer übergeben werden. Der Ge-
winn hieraus macht dieses Ergebnis u.a. möglich. 
Damit erreichen wir erneut unser Ziel, unseren 
Mitgliedern eine gute Dividende auszuschütten 
und einen Großteil des Jahresüberschusses in 
die bilanziellen Rücklagen einzustellen. 

Die Mieterträge werden lediglich um ca. T€ 100 
steigen aufgrund Mindereinnahmen beim Sanie-
rungsobjekt Moltkestraße 13, 15, 17 in Offenburg 
(kompletter Leerstand infolge Kernsanierung) 
und Geigerstraße 6 und 8 sowie Jammstraße 9, 
Lahr (Abriss wegen Neubau). Auf der anderen 
Seite werden Mieterhöhungen nach erfolgten 
Großmodernisierungen sowie nach § 558 und 
Anpassungen der Miete bei Mieterwechsel die 
Mieteinnahmen erhöhen und die Durchschnitts-
miete leicht steigen lassen. 

Durch Verkauf von einzelnen Bestandswohnun-
gen rechnen wir gemäß Wirtschaftsplan mit  
Erträgen in Höhe T€ 250. 

Wir planen für Instandhaltungsmaßnahmen rund  
11,4 Mio. € auszugeben, wobei hiervon rund 4,8 
Mio. € aktiviert werden (allein für Kernsanie-
rung Moltkestraße 2,8 Mio. €) und 6,6 Mio. € 
unser Jahresergebnis beeinflussen. Die stabile 
wirtschaftliche Lage der Genossenschaft erlaubt 
es, auch weiterhin kräftig in den Bestand zu  
investieren und damit unseren Mitgliedern at-
traktive Wohnungen zu fairen Mieten anbieten 
zu können.

Die planmäßigen Abschreibungen werden sich 
mit ca. 3,6 Mio. € im Jahr 2023 weiter auf dem 
hohen Niveau des Vorjahres bewegen. 

Bei den Personalkosten erwarten wir leichte  
Erhöhungen überwiegend durch tarifliche Erhö-
hungen, aber auch durch Personalkosten zusätz-
licher Mitarbeiter.

Auch die Zinsbelastung wird sich wenig än-
dern, die Darlehen sind langfristig mit günstigen  
Konditionen finanziert. Zusätzliche Darlehens-
neuaufnahmen sorgen für eine geringfügige 
Steigerung.

Die Eigenkapitalquote wird sich im gesunden 
Bereich von ca. 30% bewegen und die Liquidität 
wird im Jahr 2023 jederzeit gegeben sein. 

Ziel ist, unseren Mitgliedern eine gute Dividen-
de auszuschütten und einen signifikanten Betrag 
in die Rücklagen einzustellen. Dieses Ziel wer-
den wir durch den prognostizierten Jahresüber-
schuss erreichen.

Prognose-, Risiko- 
und Chancenbericht

II. Risiko- und Chancenbericht 

Risiken

Der Vorstand unterrichtet den Aufsichtsrat re-
gelmäßig in gemeinsamen Sitzungen über alle 
wesentlichen Chancen und Risiken des Unter-
nehmens.

Steigende Zinsen haben wir im Blick. Das An-
lagevermögen ist durch langfristige Darlehen 
finanziert, die Zinsfestschreibungen sind mit 
unterschiedlichen Laufzeiten bei einigen, unter-
schiedlichen Finanzierungsinstituten ausge-
stattet. Unser Finanzierungsmanagement wird 
ergänzend durch einen externen Berater unter-
stützt. Zinsänderungsrisiken sehen wir aktuell 
als gering an. Mittelfristig ist mit einem Anstieg 
der Kapitalkosten zu rechnen, da Neubau- und 
Instandhaltungsprojekte teilweise mit Fremd-
kapital finanziert werden.

Mögliche Baukostensteigerungen im Neubau 
stellen ein zwischenzeitlich erhebliches und 
nicht zu unterschätzendes Risiko dar. Baukosten 
sind in den vergangenen Jahren stark angestie-
gen und tun dies ganz aktuell weiter. Ukraine-
Krieg, Preiserhöhungen für Baumaterialien und 
stark steigende Zinsen in kürzester Zeit sind  
Rahmenbedingungen, die negative Auswirkun-
gen auf unsere Branche haben. Hinzu kommen 
Lieferschwierigkeiten bei verschiedenem Mate-
rial. Für unsere aktuellen Projekte ist das Risiko 
überwunden, da diese Projekte vor der Fertig-
stellung stehen und wir für diese Projekte GU-
Verträge abgeschlossen haben. Für die Zukunft 
muss hier jedoch ein starkes Augenmerk liegen.

Die Herstellungskosten haben wir stets im Blick 
und werden für jedes neue Projekt die jeweilige 
Wirtschaftlichkeit prüfen, bevor wir bauen.

Das mögliche Risiko von ungeplantem Leerstand 
der zur Vermietung vorgesehenen Wohnungen 
sehen wir als sehr gering an. Die Nachfrage- 
situation insbesondere in Offenburg und in Lahr, 
wo unsere Schwerpunkte liegen, ist nach wie vor 
sehr gut, besonders im mittleren und günstigen 
Preissegment, welches wir abdecken. 

Wir gehen von einer Leerstandsquote und von 
Erlösschmälerungen im Bereich von ca. 1% aus, 
wobei es sich hierbei um notwendigen Leer-
stand im Rahmen von Wohnungsmodernisierun-
gen handelt. 

Trotz der sehr guten Situation bei der Vermietung 
besteht durch drastisch gestiegene Energieprei-
se die Gefahr, dass sich die Bruttowarmmiete 
stark nach oben verändert und die Zahlungs- 
fähigkeit von Mietern übersteigen. Hieraus 
könnten Erlösausfälle resultieren. Wir versu-
chen rechtzeitig auf Mieter zuzugehen und nach 
Lösungen zu suchen, ein effizientes und konse-
quentes Mahnwesen unterstützt uns hierbei.

Die Senkung der Nebenkosten ist eines unserer 
Ziele, weshalb unser langfristiger Modernisie-
rungsplan für unseren Bestand weiterverfolgt 
und abgearbeitet wird. Denn eine Strategie der 
energetischen Modernisierung verfolgt konse-
quent das Ziel, den Betriebskostenanstieg dauer- 
haft zu bremsen. Grundsätzlich besteht auch 
hier das Risiko, die geplanten Kosten im Wirt-
schaftsplan durch nicht vorhersagbare Zusatz-
kosten oder Mehrkosten durch Verteuerung von 
Baumaterialien nicht einhalten zu können. Wir 
minimieren dieses Risiko, indem wir diesen Be-
reich regelmäßig in kurzen Intervallen auf den 
Prüfstand stellen, um auf die mögliche veränder-
te Marktsituation reagieren zu können. Das Risi-
ko der Baukostenüberschreitungen schätzen wir 
zwischenzeitlich als hoch ein.

Die Genossenschaft verfügt über Kontroll- und 
Überwachungsinstrumente, die eine ordnungs-
gemäße Geschäftsentwicklung ermöglichen 
und Risiken frühzeitig erkennen lassen. Wir se-
hen derzeit keine bestandsgefährdenden oder 
entwicklungsbeeinträchtigenden Risiken. Die 
Genossenschaft ist unverändert in der Lage, ihre 
satzungsgemäßen Aufgaben ordnungsgemäß 
und in vollem Umfang zu erfüllen. Der Vorstand 
geht auch in Zukunft von dem Fortbestand der 
Genossenschaft und einer positiven Gesamt-
entwicklung aus.
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Chancen

Chancen bestehen insbesondere in der weiteren 
positiven Entwicklung der Genossenschaft. Die 
Rahmenbedingungen auf dem Wohnungsmarkt 
in Mittelbaden und die gute wirtschaftliche Ver-
fassung der GEMIBAU eröffnen die Möglichkeit, 
auch zukünftig für die Mitglieder im Sinne des 
Förderauftrages der Satzung tätig zu sein.

Aufgrund des sehr guten Fundaments gewach-
sener Geschäftsbeziehungen zu vielen Hand-
werksfirmen, die wir für Instandhaltung unserer 
2.752 Wohnungen beauftragen, sehen wir die 
Chance, bei größeren Ausschreibungen für Mo-
dernisierungen aber auch für den Neubau gute 
Marktkonditionen zu erhalten, da diese Firmen 
aufgrund wiederkehrender Aufträge gerne für 
die Genossenschaft arbeiten. 

Eine weitere Chance sehen wir nach wie vor da-
rin, generell bei uns als Genossenschaft zu woh-
nen. Durch Dauernutzungsverträge erhalten un-
sere Mieter, die gleichzeitig Mitglieder sind, eine 
zwischenzeitlich hoch geschätzte Sicherheit, in 
ihrer Wohnung zu vernünftigen Preisen bleiben 
zu können. Gerade in unsicheren Zeiten ist dies 
ein wichtiger Faktor.

Eine weitere Chance liegt in der aktuellen Durch-
schnittsmiete von € 5,72 je qm Wohnfläche. Die-
se Miete lässt für die Zukunft einen großen Spiel-
raum für höhere Erträge. Allerdings werden wir 
dieses Instrument so wie bislang auch moderat 
und sozialverträglich anwenden.

Durch kontinuierliche Fortbildungsmaßnahmen 
unserer Mitarbeiter werden wir sicherstellen, 
dass wir auch künftig den ständig wachsenden 
Anforderungen gerecht werden.

Eine Chance auf ein höheres Jahresergebnis 
könnte auch durch Verkauf weiterer neben den 
bereits im Wirtschaftsplan eingerechneten Be-
standswohnungen erreicht werden. Dies ist 
allerdings keine aktive Unternehmenspolitik, 
sondern ergibt sich bei einer freiwerdenden und 
noch der GEMIBAU gehörenden Wohnung inner-
halb einer Eigentümergemeinschaft, die dann 
verkauft wird. Die Nachfrage nach Gebraucht-
immobilien ist sehr hoch, weshalb gute Erträge 
zu erzielen sind. Diese möglichen Mehrerträge 
können dem Unternehmen wieder für satzungs-
gemäße Zwecke zugutekommen.

Eine weitere Chance sehen wir darin, durch Bau-
trägergeschäft in den kommenden Jahren Erträ-
ge zu generieren, die wir wiederum in unseren 
Bestand reinvestieren können. Aktuell ist hierzu 
ein Projekt in Lahr mit 40 Wohnungen in Planung, 
Baubeginn ist 2024 vorgesehen. Wir werden je-
doch aufgrund der oben beschriebenen Risiken 
generell abwägen und dann über die jeweilige 
Maßnahme entscheiden.
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